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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.05.1935 

Geschäftszahl 

0047/35 

Rechtssatz 

Der Hinweis der Partei auf den Umstand, dass sie die Unerlaubtheit ihrer Handlung nicht einzusehen vermochte, 
kann nur in Verbindung mit unverschuldeter Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift einen 
Schuldausschließungsgrund bilden. 

* 

E 6.5.1935, 47/35 #1 

* 

BEA: Besprechung in Mannlicher, 7te Auflage, S 980 

Beachte 

BEA: Besprechung in Mannlicher, 7te Auflage, S 980 
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